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Der Parlamentarische Staatssekretär 
des Bundesministers des Auswärtigen 

L 1 ^ 86.13 


Bann, den 8. April 19GH 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Atomwaffensperrvertrag 

Bezug; Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
~ Drucksache V/2750 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Rundesminister für wissenschaftliche Forschung wie 
folgt: 


1. Hat die Bundesregierung bei den Konsultationen in Paris auch 
den Atomwaffensperrvertrag angesprochen? 

Ja, die Frage ist von der Bundesregierung angesprochen wor- 
den. 


2. Wenn ja, welche Haltung nimmt die französische Regierung zu 
diesem Vertrag ein, dessen Ziel bezüglich der Bundesrepublik 
auch den erklärten Zielen des französischen Staatspräsidenten 
entsprich l? 

Mitglieder der französischen Regierung haben wiederholt öf- 
fentlich erklärt, daß Frankreich dem geplanten Atomwaffen- 
sperrvertrag nicht beizutreten beabsichtigt. Die französische 
Regierung ist jedoch der Ansicht, daß die Einstellung anderer 
Staaten zu dem vorliegenden Vertragsentwurf eine Angelegen- 
heit sei, die deren freier Entscheidung unterliege. 


3. Welche Haltung nimmt die französische Regierung zu dem Ver- 
trag ein, den die Europäische Atomgemeinschaft mit der Wiener 
Atomenergiebehörde eingehen muß, falls die EURATOM-Län- 
der, die dein Sperrveitrag beitreten, die internationale Kontrolle 
vermeiden und die europäische Kontrolle aiifrechterhalleii wol- 
len? 

Die möglichen Auswirkungen eines NV-Vertrags auf EURA- 
TOM waren mehrfach Gegenstand der deutsch-französischen 
Konsultationen. Frankreich hat auch den Diskussionen über 
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diese Frage innerhalb der Gemeinschaft stets beigewohnt. 
Frankreich kennt die Probleme, die die Kontrollregelung im 
Artikel III des NV-Vertrags für die Gemeinschaft aufwerfen 
würde. 

Wegen der Vertraulichkeit der Gespräche kann jetzt nicht mehr 
darüber gesagt werden, als daß wir Anlaß zu der Annahme 
haben, daß Frankreich seine bisherige verständnisvolle Haltung 
fortsetzen wird, wenn in den kommenden Phasen der Entwick- 
lung die nach Artikel III des vorliegenden Entwurfs eines NV- 
Vertrags mögliche Verifikation in einer für EURATOM befrie- 
digenden Weise realisiert wird. 

Im übrigen trifft es keineswegs zu, daß die EURATOM-Länder 
eine internationale Kontrolle vermeiden wollen. Erstens ist die 
EURATOM-Kontrolle ebenfalls international. Zum anderen soll 
der lAEO ja die Möglichkeit gegeben werden, sich durch Veri- 
fikation der EURATOM-Kontrolle von deren Wirksamkeit zu 
überzeugen. 


4. Hat die Bundesregierung diese Fragen im Gemeinsamen Mini- 
sterrat der Europäischen Gemeinschaft erörtert? Wenn ja, mit 
welchem Ergebnis? 


Die Verifikationsfrage wurde zuletzt auf der Ministerratstagung 
der Europäischen Gemeinschaften Ende Februar dieses Jahres 
unter Beteiligung Frankreichs erörtert. Es bestand Einverständ- 
nis, daß intern auch innerhalb der Kommission die Vorarbeiten 
für die künftigen Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft 
und der lAEO über ein Verifikationsabkommen weitergeführt 
werden. 

Bereits im Oktober 1967 hatten sich die nichtnuklearen EURA- 
TOM-Mitglieder auf fünf „Gemeinsame Grundsätze" zur Kon- 
trollfrage und zur Lieferung von spaltbarem Material geeinigt. 
Dabei haben sie auch ihre Entschlossenheit zu gemeinsamem 
Handeln erklärt. Die beteiligten Länder sind sich der Bedeutung 
eines gemeinsamen Vorgehens auch in den kommenden Phasen 
der Entwicklung bewußt. 


Jahn 
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